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7. Wahlperiode 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Büilesheim, 
Sdiulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Müller-Hermann, Dr. Jobst, Vehar und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1357 - 

betr. Auswirkungen des Fiuglotsenkonflikts 


Der Bundesverkehrsminister hat mit Schreiben vom 29. Dezem- 
ber 1973 - L 6/10.00.20.01 - die Kleine Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 


1 . Sind die schwerwiegenden gesamtwirtschaftlichen Schäden durch 
den Fluglotsenkonflikt quantifizierbar, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, darüber einen Bericht zu geben? 

Die gesamtwirtschaftlichen Folgen des Fluglotsenkonflikts sind 
quantifizierbar. Die hierüber bekannt gewordenen Meldungen 
sind nicht substantiiert. Die Bundesregierung ist bereit, hierüber 
zu gegebener Zeit zu berichten. 


2. Welche finanziellen Schäden sind durch den Fluglotsenkonflikt 
in der Zeit vom 31. Mai bis zum 26. November 1973 

a) der Deutschen Lufthansa, 

b) anderen deutschen Fluggesellschaften, 

c) den deutschen Verkehrsflughäfen, 

d) den deutschen Touristikunternehmen 
entstanden? 

Eine genaue Feststellung läßt sich noch nicht treffen. Die bisher 
vorliegenden Angaben sind global und konnten noch nicht näch- 
geprüft werden (siehe zu 1.). Einige Unternehmen haben Schäden 
ohne Angabe einer Summe behauptet. 

Die Deutsche Lufthansa schätzt ihre finanziellen Verluste in- 
folge des Fluglotsenkonflikts auf über 200 Mio DM. 


3, Hat die Bundesregierung Zahlen darüber vorliegen, 

a) wieviel Flüge im genannten Zeitraum ausgefallen sind, 

b) wieviel Stunden Verspätung insgesamt zu verzeichnen ge- 
wesen sind? 

Die der Bundesregierung vorliegenden Statistiken zeigen in 
Übereinstimmung mit Angaben der Arbeitsgemeinschaft Deut- 
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scher Verkehrsflughäfen (ADV), daß seit Beginn der Fluglotsen- 
aktion vom 31. Mai bis 25. November 1973 

zu a) 

47 722 Flüge ausgefallen, 
zu b) 

82 038 Flüge mehr als 30 Minuten verspätet waren. 


4. a) ln welcher Höhe sind bisher Schadenersatzansprüche an die 
Bundesregierung gestellt worden? 

b) Sind Gerichtsverfahren gegen den Bund auf Schadenersatz 
anhängig? 

c) Mit welcher vom Bund zu ersetzenden Schadenshöhe rechnet 
die Bundesregierung insgesamt? 

Zu4.a) 

Ungeprüfte und teilweise nur global bezifferte Schadenersatz- 
ansprüche an die Bundesregierung sind bisher in Höhe von über 
235 Mio DM erhoben worden. 

Zu 4.b) 

Es sind drei Prozesse gegen den Bund anhängig, und zwar 

1 . des Deutschen Verbraucherbundes Pilot e. V. 

vor dem Landgericht Bonn über 668 DM 

2. der Cimber Air GmbH & Co KG 
vor dem Landgericht Kiel 

- Feststellungsklage über 100 000 DM 

3. des Reisebüros Schütz 

vor dem Landgericht Frankfurt über 6180 DM. 

Zu 4. c) 

Die Frage kann zur Zeit weder dem Grunde noch der Höhe nach 
beantwortet werden. 


5. Hat die Bundesregierung bereits 

a) Verhandlungen über Schadenersatzleistungen mit Betroffenen 
des Fluglotsenkonflikts geführt, 

b) an Flug- oder Flughafengesellschaften oder sonstige Betroffe- 
ne Zahlungen geleistet, wenn ja, in welcher Höhe? 


Die Fragen sind zu verneinen. 


6. Haben der Bundeskanzler oder die Bundesregierung, um die 
Beendigung des Fluglotsenkonflikts zu erreichen, Zusagen ge- 
macht 

a) in Besoldungs fragen, wenn ja, welche, 

b) in anderen Fragen, wenn ja, welche, und bis zu welchem 
Zeitpunkt müssen diese Zusagen erfüllt werden, 

c) Disziplinarverfahren nicht weiterzuverfolgen, 

d) Schadenersatzansprüche gegen die Fluglotsen niederzuschla- 
gen. 
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e) oder ist es durch die im Zuge der Energiekrise entstandene 
Situation eines Treibstoffengpasses zur Beendigung des Flug- 
lotsenkonflikts gekommen? 

Zu 6. a) bis 6. d) 

Weder der Bundeskanzler noch die Bundesregierung haben kon- 
krete Zusagen im Sinne der gestellten Fragen gemacht. Zu der 
Beendigung des Konflikts kam es, nachdem der Bundeskanzler 
einen erneuten Appell an die Fluglotsen gerichtet hat. Unter 
ausdrücklichem Hinweis auf die bestehende Situation hat der 
Herr Bundeskanzler erklärt, es erscheine ihm angemessen und 
möglich, daß die Fluglotsen zu der früheren Arbeitsweise zu- 
rückkehren. Er hat dann die Versicherung ausgesprochen, sich 
für eine sachliche und faire Regelung einzusetzen. 

Zu 6. e) 

Die im Zuge der Energiekrise entstandene Situation hat sicher- 
lich die Beendigung des Konflikts erleichtert. Aus diesem Grun- 
de hat auch der Herr Bundeskanzler die Fluglotsen ausdrücklich 
auf die gegebene Situation hingewiesen. 

Zur Beendigung der Aktion haben aber noch weitere Gründe 
beigetragen. Hierzu sind insbesondere zu rechnen: 

— Die bei den Flugverkehrslotsen wachsende Einsicht in die 
Unzulässigkeit ihres pflichtwidrigen Verhaltens; dies ist be- 
sonders der eindeutigen Kennzeichnung dieses Verhaltens 
durch das Oberlandesgericht Celle vom 16. November 1973 
als Pflicht- und sittenwidrig zu danken, 

— die stetig verbesserten Möglichkeiten, ein betriebliches Fehl- 
verhalten des einzelnen Flugsicherungslotsen festzustellen, 

— die disziplinarischen Maßnahmen gegen sich rechtswidrig 
verhaltende Beamte, 

— die angedrohte Streichung der Erschwerniszulage. 
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